
wiesen, daß der Kampf des Proletariats um 
die Durchsetzung seiner Klasseninteressen 
mit dem Kampf um die soziale und politische 
Befreiung auch der anderen Werktätigen zu
sammenfällt. Sie schrieben im Kommunisti
schen Manifest: „Alle früheren Klassen, die 
sich die Herrschaft eroberten, suchten ihre 
schon erworbene Lebensstellung zu sichern, 
indem sie die ganze Gesellschaft den Bedin
gungen ihres Erwerbs unterwarfen. Die 
Proletarier können sich die gesellschaft
lichen Produktivkräfte nur erobern, indem 
sie ihre eigene bisherige Aneignungsweise 
und damit die ganze bisherige Aneignungs
weise abschaffen."3 Die Erhebung des Prole
tariats zur herrschenden Klasse und die 
damit eingeleitete Aufhebung der alten 
Produktionsverhältnisse schließt ein, die 
„Existenzbedingungen des Klassengegen
satzes"4 zu beseitigen, so daß der Kampf der 
Arbeiterklasse von Anbeginn die Interessen 
aller Werktätigen in sich aufnimmt. Die 
Interessenübereinstimmung gilt mithin auch 
für die sozialistische Staatsmacht und ihre 
Ziele. Die Einheit von Staat und Bürger, die 
in dem gesellschaftsgestaltenden Handeln 
der Werktätigen zunehmend Ausdruck 
findet, ist deshalb für den Inhalt der sozia
listischen Staatsbürgerschaft charakteri
stisch.

Die mit der sozialistischen Staatsbürger
schaft erfaßte Staat-Bürger-Beziehung ist ein 
überaus komplexes gesellschaftlich-recht
liches Verhältnis. Dessen Inhalt bliebe ver
deckt, würde die Staatsbürgerschaft nur als 
die juristische Zugehörigkeit einer Person 
zum sozialistischen Staat oder als bloße Vor
aussetzung für den Besitz von staatsbürger
lichen Rechten und Pflichten betrachtet 
werden. Die Grundrechte, Grundfreiheiten 
und Grundpflichten, die in der Verfassung 
geregelt sind, charakterisieren zwar im 
starken Maße den Inhalt der sozialistischen 
Staatsbürgerschaft, dennoch aber ist es 
unzulänglich, diesen Inhalt statisch als die 
Summe der Rechte und Pflichten zu bestim
men. Dies folgt aus der Dynamik der sozia
listischen Gesellschafts- und Staatsordnung. 
Mit der Entfaltung der sozialistischen Pro
duktions- und Machtverhältnisse ergeben 
sich zunehmend größere gesellschaftliche 
und individuelle Freiheitsgrade, reichert sich 
die gesellschaftliche wie die rechtliche Stel
lung der Persönlichkeit an. Das geschieht

z. B. dadurch, daß statuierte Rechte von 
vielen Bürgern mit steigender Bewußtheit 
wahrgenommen und durch fortgeschrit
tenere ökonomische, soziale und andere Ver
hältnisse garantiert * werden. Es kommt 
hinzu, daß mit der Vervollkommnung der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
neue Verhaltensmöglichkeiten und -anforde- 
rungen zu neuen Berechtigungen und Ver
pflichtungen für den Bürger führen können. 
Auch die Entwicklung der Produktivkräfte 
nicht zuletzt unter dem Einfluß des wissen
schaftlich-technischen Fortschritts kann neue 
Rechte und Pflichten der Bürger möglich 
bzw. notwendig machen.

Ein wichtiges Moment liegt in der Spe
zifik der sozialistischen Staat-Bürger-Bezie
hung, die zutiefst von der Volkssouveränität 
durchdrungen ist. Indem sich die Werktä
tigen unter der führenden Kraft der marxi
stisch-leninistischen Partei ihre Machtorga
nisation in Gestalt des sozialistischen Staates 
schaffen konnten, wurde die Beziehung 
zwischen Staat und Bürger nicht nur ihrem 
Klassenwesen nach völlig anders als im 
Kapitalismus, sondern sie unterscheidet sich 
von dieser auch funktionell und quantitativ. 
Die Souveränität des werktätigen Volkes ist 
umfassend. Sie besteht gleichermaßen im 
politischen wie im ökonomischen Bereich, 
und sie ist nicht auf rechtlich geregelte For
men ihrer Verwirklichung reduzierbar. Viel
mehr realisiert sie sich auch in einer Fülle 
außerrechtlicher Formen und Beziehungen, 
die sich innerhalb der politischen Organisa
tion der sozialistischen Gesellschaft mit den 
staatlich gestalteten und geregelten Formen 
ergänzen.5 Der Inhalt der sozialistischen 
Staatsbürgerschaft wird deshalb zwar weit
gehend, jedoch nicht vollständig mit den 
juristisch fixierten Rechten und Pflichten der 
Bürger Umrissen. Entscheidend ist die diesen 
Rechten und Pflichten zugrunde liegende, sie 
umfassende und über sie hinausgehende 
Stellung des einzelnen als Mitträger der 
Volkssouveränität. In der Literatur der

3 K. Marx/F. Engels, Werke, Bd. 4, Berlin 1972, 
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Organisation der sozialistischen Gesellschaft 
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Recht, 1981/12, S. 1068 ff.

150


